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Entschließungsantrag 
der Abgeordneten Frau Trenz, Meneses Vogl und der Fraktion DIE GRÜNEN 

zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
— Drucksachen 11/6321, 11/6541, 11/6955, 11/6960 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Ausländerrechts 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen Gesetzentwurf zur 
Flüchtlings- und Asylpolitik auf der folgenden Grundlage (vgl. 
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN, Drucksache 11/3249) vorzu-
legen: 

Weltweit gibt es nach Schätzungen des Hohen Flüchtlingskom-
missars der Vereinten Nationen (UNHCR) etwa 17 bis 20 Millio-
nen Flüchtlinge. Neben den Flüchtlingen aus den Staaten Ost-
europas und der Sowjetunion konzentrieren sich die Fluchtbewe-
gungen vor allem auf bestimmte Länder und Regionen in der 
sogenannten „Dritten Welt" . Nur ein Bruchteil der letztgenannten 
Flüchtlinge fand Aufnahme in den Ländern der Europäischen Ge-
meinschaft (EG) und der Bundesrepublik Deutschland. Nach An-
gaben des UNHCR lebten am 1. Januar 1986 ca. 533 200 aner-
kannte Flüchtlinge in der EG; zusammen mit den De-facto-Flücht-
lingen und den nicht erfaßten Asylsuchenden fanden etwa 1 Mil-
lion Menschen in den Ländern der EG Zuflucht. Die Bundes-
republik Deutschland gewährte insgesamt 126 000 Flüchtlingen 
Asyl. Darüber hinaus sollen sich nach umstrittenen Schätzungen 
noch ca. 300 000 De-facto-Flüchtlinge mit ungesichertem Aufent-
haltsstatus ( „Duldung") in der Bundesrepublik Deutschland auf-
halten. 

Die Industriestaaten begegnen einem internationalen Problem mit 
kurzfristigen, nationalstaatlichen Maßnahmen, die allesamt auf 
restriktivere Einwanderungsbestimmungen hinauslaufen. Den 
veränderten weltpolitischen Bedingungen und der Tatsache, daß 
seit Ende der siebziger Jahre vor allem Menschen aus den Län-
dern der „Dritten Welt" in den Industriestaaten Zuflucht suchen, 
antworten die reichen Industrieländer mit einer Politik der ge-
schlossenen Grenzen. 
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Zu den wichtigsten Maßnahmen dieser Abschottungspolitik sei-
tens der EG gehören der Visazwang gegenüber Flüchtlingen aus 
den Hauptherkunftsländern der „Dritten Welt", die Verschärfung 

der Asylgesetz- und Verfahrensbestimmungen besonders in 
Frankreich, Dänemark, Belgien und in der Bundesrepublik 

Deutschland, restriktivere Auslegungen der Anerkennungskrite-
rien für Asylbewerber/innen und abschreckende Maßnahmen wie 
die mangelhafte und zum Teil menschenunwürdige Versorgung 

und Unterbringung von Flüchtlingen. Besonders die sehr strengen 
Einreisevisa-Bestimmungen widersprechen dem inte rnational 
anerkannten Recht und Prinzip der Nicht-Zurückweisung (non- 

refoulement) von Asylbewerbern/innen. 

Die Fluchtgründe, vornehmlich der Menschen aus der „Dritten 
Welt" , liegen auf der Hand. In vielen Teilen der südlichen Halb-
kugel herrschen Bürgerkriege, Terror, brutale Unterdrückung, 
Folter. Menschen werden aus politischen, rassischen, religiösen 
und geschlechtsspezifischen Gründen verfolgt. Hunger, Armut, 
Elend, der Kampf um das nackte Überleben zwingen Menschen 
zur Flucht. Auch viele Menschen aus den osteuropäischen Län-
dern einschließlich der Sowjetunion verlassen ihre Heimat, weil 
sie daran gehindert werden, ihre elementaren Menschenrechte 
wahrzunehmen. 

Neben den sehr unterschiedlich ausgeprägten Formen staatlicher 

Repression in den Ländern des Rates für gegenseitige Wirtschafts-
hilfe (RgW) resultiert das weltweite Problem der Flüchtlings-
ströme aus einer Jahrhunderte andauernden Kolonialpolitik, die 
den Ländern der „Dritten Welt" politische und wi rtschaftliche 
Strukturen, Kulturen und Grenzen, ökologische Krisen und Kata-
strophen aufgezwungen hat. 

Eine von den Industriestaaten zu verantwortende Politik hat die 
Schere zwischen Arm und Reich, Nord und Süd nicht kleiner, son-
dern größer werden lassen und Millionen von Menschen zur 

Flucht gezwungen. 

Diese Mitverantwortlichkeit für die Zunahme der Fluchtbewegun-
gen vornehmlich in den Ländern der „Dritten Welt" seitens der 
reichen Industrieländer wird jedoch schlichtweg geleugnet. Das 
weltweite Problem der Flüchtlingsströme wird zu einem jeweils 
nationalen Problem der angeblichen „Überfremdung" und „Über-
forderung" der Industriestaaten zurechtgestutzt. Es existiert je-. 
doch weder für die EG im allgemeinen noch für die Bundes-
republik Deutschland im besonderen ein „überforderndes" 
Flüchtlingsproblem. Der Anteil der anerkannten Flüchtlinge an 
der Gesamtbevölkerung der EG betrug in den Jahren 1985/86 
ganze 0,16 %, in der Bundesrepublik Deutschland 0,21 %. Die 
meisten Länder der EG und speziell die Bundesrepublik Deutsch-
land gehören zu den reichsten Ländern der Welt. 

Auch die Bundesrepublik Deutschland ist mitverantwortlich für 
die Zementierung und Aufrechterhaltung der bestehenden Welt-
marktstrukturen und einer neo-kolonialen „Ordnung", die den 
Menschen in den Ländern der „Dritten Welt" zukünftige (Über)-
Lebensperspektiven verbaut. Als eines der Hauptgläubigerländer 
beteiligt sich die Bundesrepublik Deutschland an den Auflagen- 
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programmen des „Internationalen Währungsfonds" und der Welt-
bank sowie des Pariser Clubs, die vor allem den ärmeren Bevölke-
rungsschichten in der „Dritten Welt" die Lasten zur Gewährlei-
stung des Schuldendienstes aufzwingt. Kaum ein Bürgerkrieg 
findet ohne Waffenlieferungen der Bundesrepublik Deutschland 
in die sogenannten Krisengebiete statt, an denen bundesdeutsche 
Rüstungskonzerne im wahrsten Sinne des Wortes „mordsmäßig" 
verdienen. 

Die Bundesregierung wird beauftragt, die geltenden Gesetze und 
Verordnungen zum Ausländer- und Asylrecht grundlegend zu 
revidieren und den veränderten internationalen Bedingungen, 
der Existenz eines weltweiten Flüchtlingsproblems, anzupassen. 
Dabei ist vom Leitgedanken auszugehen, daß das Recht auf Asyl 
als ein weltweites, überstaatliches Menschenrecht, das keine 
Grenzen kennt, betrachtet wird. Das Recht auf Asyl ist für Flücht-
linge das Recht auf Leben. 

Daraus folgt: 

- Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland hat dieses 
Menschenrecht im Artikel 16 Abs. 2 - „Politisch Verfolgte ge-
nießen Asyl" - als ein bewußtes Bekenntnis zur historischen 
Verantwortung und als Absage an jede Form von rassischer 
und nationalistischer Verfolgung konkret Gestalt angenom-
men. 

- Dieses Angebot des Grundgesetzes, politisch Verfolgte aufzu-
nehmen, bestärkt aber auch die Hoffnung vieler dieser Verfolg-
ten,  daß auch in ihren Ländern, aus denen sie wegen Unter-
drückung fliehen mußten, eine demokratische Zukunft er-
kämpft werden kann. 

- Das Grundrecht auf Asyl für politisch Verfolgte darf aus histori-
scher Verantwortung und demokratischer Hoffnung heraus 
nicht angetastet werden. 

Seit Gründung der Bundesrepublik Deutschland wurde - mit 
Unterstützung der Verwaltungsgerichte - dieses Grundrecht 
entwertet und in der Substanz angetastet. Durch die Verein-
barungen mit der DDR und andere Maßnahmen, wie z. B. der 
Strafandrohung gegen Flugkapitäne, wird das Grundrecht fak-
tisch aufgehoben. Ein „Nein" zu einer Grundrechtsänderung 
ist deshalb nicht genug. 

Das Grundrecht auf Asyl muß seinen ursprünglichen Sinn und 
Inhalt wiederbekommen. 

Dazu gehört: 

- Alle gesetzlichen Bestimmungen sind zu beseitigen, die die 
Flüchtlinge zu bloßen Objekten angeblich übergeordneter 
staatlicher oder öffentlicher Interessen diskriminieren. 

- Völkermord, Bürgerkrieg, Krieg, Verfolgung aus ethnischen 
oder religiösen Gründen, Verfolgung auf sexueller und ge-
schlechtsspezifischer Basis, wirtschaftliche, soziale Not und 
Ausweglosigkeit, Menschenrechtsverletzungen und Folter be-
gründen einen Anspruch auf Asyl. 
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— Das internationale Recht und Prinzip der Nicht-Zurückweisung 
(non-refoulement) ist st rikt zu achten. Flüchtlinge mit oder 
ohne Visa, mit gültigen oder gefälschten Papieren müssen 
freien Zugang zu den bundesdeutschen Grenzen haben, um 
das Recht auf Asyl in Anspruch nehmen zu können. Niemand 
darf gegen seinen/ihren Willen abgeschoben werden. 

— Die geltende Unterscheidung der Flüchtlinge in anerkannte 

Flüchtlinge und geduldete De-facto-Flüchtlinge ist aufzu-
heben. Allen Flüchtlingen aus Kriegs-, Krisen- und Notgebie-
ten, aus Ländern, in denen sie aus politischen, rassischen, 

religiösen, ethnischen und geschlechtsspezifischen Gründen 
verfolgt werden, ist ein gesichertes Bleiberecht zu gewähren. 

Dabei erhalten alle Flüchtlinge im Rahmen der bestehenden 
bundesdeutschen Gesetze die gleichen Rechte wie die Freizü-
gigkeit, eine Arbeitserlaubnis, eine freie Wohnungswahl und 
die Ansprüche nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG). Hin-
sichtlich der Asyl-Anerkennungsverfahren gilt die Umkehrung 
der Beweislast: nicht der/die Asylsuchende müssen den Verfol-
gungsgrund nachweisen, sondern der Staat die Nicht-Verfol-
gung nach den oben genannten Kriterien. 

— Familienmitgliedern wie Frauen, Jugendlichen und Kindern ist 
ein unbefristetes, eigenständiges Aufenthaltsrecht zu gewäh-
ren. Kinder und Jugendliche dürfen nach den internationalen 
Abkommen auch als allein Einreisende nicht zurückgewiesen 
werden. In den Aufnahmeländern sind die Familienmitglieder/ 
innen den Asylbewerbern sozial gleichzustellen. 

— Frauen ist in Fällen sexueller und geschlechtsspezifischer 
Unterdrückung Asyl zu gewähren. Das Recht auf Zuflucht steht 
Frauen als Angehörige von Familien politisch Verfolgter eben-
so zu wie in Fällen der Übertretung moralischer und religiöser 
Normen ihrer Gesellschaft oder des Staates oder wenn sexuelle 
Gewalt gegen Frauen seitens des be treffenden Staates und/ 
oder der betreffenden Gesellschaft als spezifische Form der 

Unterdrückung und Diskriminierung sank tioniert wird. 

— Die beste Flüchtlingspolitik besteht darin, die Gründe und 
Ursachen, die Menschen zur Flucht aus ihren Heimatländern 
zwingen, beseitigen zu helfen. Die Politik der Bundesregierung 
gegenüber den Ländern der „Dritten Welt" hat sich daran zu 
orientieren, daß die dortigen wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Verhältnisse sich so entwickeln können, daß Men-
schen immer weniger Gründe zur Flucht haben. Zu einer sol-
chen Politik gehört, daß Waffen und Kriegsgerät nicht mehr in 
die Länder der „Dritten Welt" geliefert werden dürfen, daß die 
drückende Schuldenlast von der Bevölkerung zu nehmen ist 
und daß eine binnenorientierte, an den Interessen und Bedürf-
nissen der Bevölkerung ausgerichtete Wirtschafts- und Sozial- 
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politik zugelassen und unterstützt wird. Den Menschen in der 
„Dritten Welt" muß die Möglichkeit gegeben werden, ihre Ge-
sellschaft selbst und ohne äußere Einmischung zu gestalten. 

Bonn, den 25. April 1990 

Frau Trenz 
Meneses Vogl 
Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 

 








